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BAGüS-00-06  Münster, 27.09.2010  
BAGüS-SGB XII-00 
 

Mitglieder-Info Nr. 65/2010 
 
Kein Anspruchsübergang nach § 19 Abs. 6 SGB XII auf ambulante Dienste 

Urteil des Bundessozialgerichtes vom 13.07.2010, Az.: B 8 SO 13/09 R 

Mitglieder-Info Nr. 51/2010  

 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit der o. g. Info hatte ich Ihnen den Terminbericht des Bundessozialgerichtes zu 
der o. g. Entscheidung zur Kenntnis gegeben. Nunmehr liegt mir auch die Ent-
scheidung im Volltext vor und darf sie Ihnen daher als Anlage mit der Bitte um 
Kenntnisnahme übersenden. 

Nach Auffassung des erkennenden Senates ist die unterschiedliche Behandlung 
von (teil-) stationären Leistungserbringern und ambulanten Leistungserbringern im 
Sinne von § 19 Abs. 6 SGB XII gerechtfertigt, da durch den Anspruchsübergang 
gerade Träger von Einrichtungen, die Hilfe zur Pflege erbracht haben, um Pflege-
personen im Sinne von nahen Angehörigen des Pflegebedürftigen, die Pflege ge-
leistet haben, in ihrem Vertrauen auf die Gewährung von Leistungen geschützt 
werden sollen. Das Kostenrisiko für Erbringer (teil-) stationärer Leistungen sei typi-
scherweise größer als für einen ambulanten Leistungserbringer. 

Die weitere Begründung entnehmen Sie bitte der Entscheidung. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 
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